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tungsregelung des § 1 Abs. 6 VermG i.V.m. Art. 3 Abs. 1 Buchst, b REAÖ greift jedenfalls für 
Verluste ab dem 30. Januar 1933. Diese Anteilsschädigung wäre ebenfalls im geschilderten 
Sinn auf das Quorum anzurechnen, so dass es in diesem Fall bei der maßgeblichen Be­
trachtung nach Kopfteilen zu einem Quorum von 75 % kommt. Insoweit bedarf es jedoch 
keiner Festlegung durch das erkennende Gericht. Denn hier ist allein entscheidungserheb- 
lieh, ob der.Resfttutionsberechtigte, die Rütten & Loening Verlag OHG i.L., wieder entstan­
den ist Dies ist, wie ausgeführt, mit einem Quorum von mindestens 66 % der Fall. Eventüei- 
le Restitutionsansprüche stehen dieser Gesellschaft in toto als Gesamthandsvermögen zu. 
Wie sich die Gesellschafter dann im Einzelnen auseinandersetzen bzw. wie sie intern ihre

Die Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde angefochten werden.

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstraße 7, 10557 Berlin, inner­
halb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils einzulegen. Die Beschwerde muss das 
angefochtene Urteil bezeichnen. Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten hach Zu­
stellung des Urteils zu begründen. Die Begründung ist bei dem oben genannten. Gericht ein­
zureichen. "  . : . ' ■ : '

Für das Beschwerdeverfahren besteht Vertretungszwang; dies gilt auch für die Einlegung der 
Beschwerde und für dieBearönduna. Danach muss sich jeder Beteiligte durch einen 
Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hoch­
schulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt als Bevollmächtigten vertreten lassen. 
Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Behörden können sich auch durch Beamte 
oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt sowie Diplomjuristen im höheren Dienst, 
Gebietskörperschaften auch durch Beamte und Angestellte mit Befähigung zum Richteramt 
der zuständigen Aufsichtsbehörde oder des jeweiligen kommunalen Spitzenverbandes des 
Landes, dem sie als Mitglied zugehören, vertreten lassen. ,
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